
In der Folge schuf der Gesetzgeber? eine neue Kautionsregelung, die grundsátzlich weiterhin

auf einen Wohnsitz der klagenden Partei in Liechtenstein abstellt, allerdings keine Verpflich-

tung zur Sicherheitsleistung vorsah, wenn u.a. die Prozesskostenentscheidung im Wohnsitz-

staat des Klägers bzw. Rechtsmittelwerbers vollstreckt werden kann. Diese Regelung wurde

gemáss Art. 34 des Abkommenszwischen den EFTA-Staaten zur Errichtung einer Überwa-

chungsbehórde und eines Gerichtshofes von einem Gericht dem EFTA-Gerichtshof zur Prü-

fung vorgelegt.

In seiner Entscheidung vom 17. Dezember 2010, E-5/10%, erachtete der EFTA-Gerichtshof

die neuen liechtensteinischen Bestimmungen betreffend Sicherheitsleistung fiir Prozesskosten

gemäss den $$ 57 ff. ZPO als grundsätzlich mit dem EWR-Recht vereinbar. Er führte insbe-

sondere aus, dass eine nationale verfahrensrechtliche Vorschrift, nach der gebietsfremde Klä-

ger in Zivilrechtsstreitigkeiten Prozesskostensicherheiten erlegen müssen, während gebietsan-

sässige Kläger dazu nicht verpflichtet sind, aus Gründen des Allgemeininteresses gerechtfer-

tigt sei, wenn dies sowohl erforderlich als auch verhältnismässig sei. Es sei Sache des nationa-

len Gerichtes, im Einzelfall festzustellen, ob die Voraussetzungen für eine Rechtfertigung der

Diskriminierung gegeben seien.

In der Folge hat der Staatsgerichtshof unter Hinweis auf die Entscheidung des EFTA-

Gerichtshofes E-5/10 die neuen ZPO-Bestimmungen betreffend Sicherheitsleistungen für

Prozesskosten und insbesondere auch $ 57 ZPO als EWR-rechtskonform betrachtet. 100

Damit vertreten der EFTA-Gerichtshof und der Staatsgerichtshof nunmehr konforme Rechts-

auffassungen.

7. Wird die Rechtsprechung der Europüischen Gerichtshófe als Folge der Berücksichti-

gung durch das Verfassungsgericht auch von anderen nationalen Gerichten in deren

Rechtsprechung berücksichtigt?
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